Rede zum Budgetvoranschlag 2009

Aus unserer Sicht hat sich nunmehr jene Budgetkonsolidierung, die mit der Ära DDr. Herwig van Staa in Innsbruck 1994 eingeleitet wurde und in konsequenter Weise seit 2003 von Frau Bürgermeisterin Hilde Zach fortgesetzt wurde, als äußerst weit blickend herausgestellt.

Dieser behutsame Finanzkurs auf der Ausgabenseite muss auch in Hinkunft in konsequenter Weise weiter fortgesetzt werden.

„Wie sich die Finanzkrise in den USA – mit dem Niedergang des US Dollar, und der Immobilienkrise, auf den Weltmarkt und damit auf  Europa und Österreich auswirken wird, ist jedoch nur in Ansätzen abschätzbar.

Schweizer Banken sind bereits betroffen und die ÖBB –fährt gerade 60 Mio. Euro an Devisenverlusten ein. 

Im Finanzanlagenbereich ist derzeit höchste Vorsicht geboten und die Regel sollte generell lauten: lieber ein Fond zu früh oder umsonst abgezogen oder umstrukturiert, als zu spät!“

· ein kurzer Auszug aus meiner Budgetrede vom vergangenen Jahr 

Was wurde an gegensteuernden Maßnahmen außer dem Abzug der Fonds von der BAWAG hin zur RLB noch eingeleitet?

Wie sieht es tatsächlich mit der derzeitigen Finanzgebarung der TIWAG – als strategischer Partner-, der IKB AG und der IVB und anderen Beteiligungen aus?

Als „einfaches“ Mitglied des Innsbrucker Gemeinderats kann  dies eigentlich fast ausschließlich an Hand von Zeitungsberichten beurteilt werden. 
Und ich denke  anderen Kollegen – abseits jenen in der Regierung oder Mitgliedern in Aufsichtsräten dieser Gesellschaften - wird es ähnlich ergehen. Und dies noch dazu zu einen Zeitpunkt wo wir heute oder morgen ein fast 300 Mio. Euro Budget beschließen, welches markant durch die derzeitige Finanzkriese geprägt ist.

Wie sieht nun im Einzelnen der Status Quo aus:

Die TIWAG, welche als 50% iger strategischer Partner die IKB AG, ins Boot geholt hat, hat ja einen Teil ihres Stromnetzes und stolze 14 Kraftwerke an Amerikanische Trusts verkauft und wieder zurückgeleast-. „Verkauft“ unter Anführungszeichen, obgleich mich die Debatte um die Eigentumsverhältnisse sehr an die Diskussion  über die Agrargemeinschaften erinnert.

Und die IKB steht verfolgt in ähnlich hohem Ausmaß selbst derartige Geschäfte:

2002 wurden die Kläranlage,  das Kanalsystem und Teile des Stromnetzes an einen US-Investor „verkauft“ und mittels Cross Boarder Deals eiligst wieder zurückgemietet.

Zumindest eines dieser Depots  der TIWAG muss nun auf Grund der amerikanischen Banken- und Finanzkrise schon durch andere Banken abgesichert werden. Höhe und nähere Umstände bleiben geheim, undurchsichtig und ungewiss – wie so vieles bei diesen Cross Boarder Geschäften – 

Dem zu Grunde liegt eine Geheimhaltung im Sinne des Vertragspartners und ermöglicht leider keine öffentliche Transparenz im Sinne der Steuerzahler und der Bürger dieses Landes!

Auch wenn der Bundesrechnungshof bereits 2004 vor den Risiken gewarnt hat und Europas Rechnungshöfe Geschäfte solcher Art äußerst kritisch sehen, bleiben die Originalverträge und Transaktionen sogar vor den Augen des  Bundesrechnungshofes im Dunkeln. 

Auch die Aktuelle Stunde im Tiroler Landtag am 09.10.2008 hat dazu kaum neue Erkenntnisse gebracht. Der Landesrechnungshof  wird zwar nunmehr in die Verträge Einsicht nehmen können, doch erst frühestens  in einem halben Jahr wird ein Bericht dem Ausschuss zur Beurteilung vorliegen. 

Doch gerade jetzt ist Eile angesagt, da die Finanzkriese nicht “langsam auch auf Europa überschwappt“ – wie es LH Günter Platter ausgedrückt hat, sondern längst mit einer Sturmflut Europa erreicht hat.

Weiters werden fast täglich US Banken in ihren Bonitätsratings heruntergestuft. Da ist dann ohnehin ein Wechseln zu einer liquideren Bank schon bald gar nicht mehr möglich – fast alle sind schon ins Strudeln gekommen. 

Und die lukrierten Steuervorteile der US Investoren sind seit August dieses Jahres klar als Steuerumgehungsgeschäfte von den US Finanzbehörden beurteilt worden. Die Trusts legen nunmehr reihenweise ihre Verträge offen und steigen aus, um damit möglichen Strafzahlungen zu entgehen. Dies ist nach Vorschlag der US Finanzbehörden noch bis Jahresende möglich – sonst wird’s teuer!

Doch was soll`s – es handelt sich ja ohnehin „nur“ um Steuergelder und die Haftung wird ja schlussendlich sicherlich auch wieder die öffentliche Hand übernehmen. Es ist nur die Frage wie lange noch – wie der Fall Island in erschreckender Weise gezeigt hat – und bei der TIWAG handelt es sich immerhin um einen Vermögenswert von 3,4 Mrd. Euro!

Es ist nur zu hoffen, dass aus dem vermeintlichen Zusatz PSs durch die TIGAG für die IKB AG nun nicht ein kapitaler Motorschaden  für unser „städtisches Flaggschiff„ IKB entstehen wird.

Doch bleiben wir noch in jenem Gebäude, das zwischenzeitlich durch die Errichtung des neuen Landhauses – nunmehr auch lokal von TIWAG und Amt der Tiroler Landesregierung eingekreist wurde.

Die IKB AG hat sich zwischenzeitlich auch schon längst den Geschäftspraktiken des „strategischen Partners“ angepasst und untergeordnet.

Wie sich diese Cross Boarder Deals nunmehr mittelfristig bis langfristig auswirken ist ebenso unklar wie bei der TIWAG. Dazu verrät seit dem Rechnungshofberichts aus dem Jahre 2004, weder der Beteiligungsbericht  der Stadt Innsbruck noch der Geschäftsbericht der IKB AG etwas. Darin werden zwar die US Immobilienkriese und die massiven Turbulenzen auf dem Finanzmarkt angesprochen, unmittelbare oder mittelbare Auswirkungen auf die Cross Boarder  Geschäfte werden jedoch ausgespart. 

Es wird weiterhin von ausgezeichneter Bonität gesprochen und abschließend  zitiert:„Aus heutiger Sicht sind für die Zukunft keine Risiken zu erkennen, die eine bestandsgefährdende Auswirkung für die IKB AG haben könnten.“. Dies ist nur zu hoffen; immerhin handelt es sich um eine Summe von 358 Mio. US Dollar die veranlagt wurden!

Tatsache ist, dass die Depotbanken, die eine gewisse Bonität aufweisen müssen, diese nunmehr nicht mehr im ausreichenden Maß besitzen! Die IKB AG war daher gezwungen vorerst einmal die Bank zu wechseln und veranlagt nun teilweise in US Staatsanleihen. Ob damit die kalkulierten Renditen zu erzielen sind bleibt abzuwarten. Zumindest ist das Geld (noch) nicht weg.

Noch nicht! -  denn der Staat Californien hat letzte Woche bereits den Finanznotstand ausgerufen!

Allein der Bankwechsel verursachte kolportierte Kosten in de Höhe rund 1,5 Mio. Euro! Ein Schritt welcher sicherlich nicht gemacht worden wäre, wenn nicht bereits massive Verluste ins Haus gestanden wären.

Leider kann weder der vorliegende Budgetvoranschlag und noch haben die Ausführungen von Frau Bürgermeisterin Hilde Zach zum Budget 2009 darüber keine Klarheit bringen können.

Es geht uns hier sicherlich nicht um eine Abrechnung der Vergangenheit; diese Geschäfte sind aus der Zeit in der sie abgeschlossen wurden heraus zu beurteilen. Und ich teile hier nicht die Auffassung von Clubobmann Ernst – Liste Fritz – der von Monopolispielern mit öffentlichen Kapital im Landtag gesprochen hat, doch jetzt ist Transparenz angesagt, um das Risiko für die Zukunft möglichst zu minimieren. Und es sind rasch entscheidende Fragen im Sinne der öffentlichen Versorgung unserer Bevölkerung abzuklären:

· Welche Beträge sind auf welchen Banken deponiert?

· Wie ist  die Bonität der Vertragsbanken?

· Wie verhält es sich mit der Rückversichrung durch die Versicherungsunternehmungen?

· Ist eine Nachschussverpflichtung durch die IKB AG im Vertragswerk vorgesehen?

· Hat die Stadt Innsbruck in irgendeiner Form direkte oder indirekte Haftungen übernommen?

Daher fordern wir wie im Land Tirol eine Prüfung der Cross Boader Verträge durch das Kontrollamt der Stadt Innsbruck – wohl am besten im Zusammenwirken mit dem Landesrechnungshof. Zwischenzeitlich sollte die IKB AG beauftragt werden festzustellen, ob und unter welchen Bedingungen ein Ausstieg auf den Verträgen möglich ist.

Danach ist ein umfassender Bericht dem Gemeinderat zur weiteren Beschlussfassung vorzulegen.

Die IVB als Tochterbetrieb der IKB AG hat zwar nicht mit unsicheren US Geschäften zu kämpfen aber dennoch mit Kursverlusten durch Fremdwährungskredite in der Höhe von fast 700.000.- Euro.

Und nicht zuletzt stellt sich in diesem Zusammenhang die Frage wie sich die Fonds der Stadt Innsbruck im Lichte der Finanzkriese entwickelt haben und welchen Gegenwert diese derzeit noch besitzen?!

Rückblickend war es sicherlich eine sehr kluge Entscheidung nur max. 18% des Kapitals in Aktien zu veranlagen und sogar einen gewissen Teil, nämlich 8 Mio. Euro der über 210 Mio. Euro in Immobilen zu veranlagen. Unsererseits hätte dieser Anteil sicherlich noch wesentlich höher sein können – vielleicht wird dieser ja auch unter den Einfluss derzeitigen Situation doch entscheidend aufgestockt -  wir würden dies jedenfalls sehr begrüßen.

Einen aktuellen Stand  des derzeitigen Fondvermögens und insbesondere die kurz bis mittelfristige Entwicklung bleib uns jedoch seit der erweiterten Stadtsenatssitzung am 22.04.2008 vorenthalten.

Diese Fakten wäre jedoch  auch eine wichtige Grundlage im Hinblick auf die Beurteilung und Verabschiedung des vorliegenden Haushaltes für 2009!

Die budgetäre Lage der Stadt Innsbruck ist daher nicht oder nur sehr schwer zu beurteilen. Der uns hier vorliegende Budgetvoranschlag kann eigentlich nur ein vorläufiger sein unter zur Grunde Legung der unsicheren Finanzlage in welcher wir uns derzeit befinden. Schlussendlich ein Budget aus der Beurteilung des 12.12.2008 heraus, das im Hinblick auf die weitere Entwicklung ständig angepasst werden muss.

Daher ist diese derzeit noch positive Finanzgebarung der Stadt Innsbruck sowohl durch diese externen, aber auch durch interne Faktoren in Gefahr:

Im Bereich Gesundheit und Daseinsvorsorge sind und werden steigende Aufgaben und damit erhöhte Ausgaben auf die Kommunen zukommen:

Bei der TILAK ist beispielsweise eine neuerliche prognostizierte Steigerung des Abgangs um 4% zu verzeichnen. Damit kratzen die jährlichen  Zuwendungen der Stadt Innsbruck bereits an der 20 Mio. Grenze – das sind über 7 % des ordentlichen Haushaltes. Daher wieder dringend unser Appell, umgehende Verhandlungen mit dem Land Tirol und der TILAK zwecks Abänderung des Verteilungsschlüssels aufzunehmen. Darüber hinaus muss eine nachhaltige Umstrukturierung der Krankenhausfinanzierung erfolgen.

Auch mit einem immer höheren und intensiveren Betreuungsbedarf für unsere Jugend und unserer älteren Mitbürgern durch die öffentliche Hand ist durch die fortscheitende strukturelle Veränderung unserer Gesellschaft zu rechnen.

Die im vergangen Gemeinderat beschlossenen Aufstockung des Eigenkapitals der ISD von 3 Mio. hat sich schon recht lange abgezeichnet und wird auch nicht das Ende der Fahnenstange sein. Eine recht hohe – aber notwendige Maßnahme – Diese betrifft vorerst aber nur die Hardware – und im Bereich der Software kommt sicher noch einiges auf uns 

zu.

Denn das 24h Pflegemodelle ist gescheitert, da mit einem täglichen Höchstsatz von 60 Euro für eine 24. Stunden Betreuung langfristig kein Auslangen gefunden werden kann! 

Auch der Bereich der Sicherheit wird in Zukunft noch wesentlich mehr Kosten verursachen

· Aus liberaler Sicht heer ein klares Bekenntnis zu diesen Aufwendungen. Denn Freiheit und Sicherheit gehören für uns untrennbar zusammen.

· Die Sicherheit muss uns dem entsprechend etwas Wert sein!

Zur „Regionalbahn“

Frau Bürgermeisterin: du hast anlässlich der Beschlussfassung von budgetären Auswirkungen auf die nächsten 15 – 20 Jahre  geplant und gesprochen. Wir hingegen befürchten massive Auswirkungen auf das Budget der Stadtgemeinde auf die nächsten 30 Jahre und haben daher auch nur unter der Bedingung einer Einrichtung einer Projektsteuerungsgruppe und der Einberufung erweiterter Stadtsenatssitzungen diesem Projekt zugestimmt. 

Doch weder das Eine noch das Andere wurde trotz Gemeinderatsbeschluss umgesetzt – die Regionalbahn wurde zur Chef(innen) Sache erklärt. Wir hielten die „Regionalbahn“ schon immer für wirtschaftlich äußerst bedenklich und fordern daher eine umfassende Transparenz des derzeitigen Verhandlungsstandes und eine Wirtschaftlichkeits-berechnung auf der Basis der derzeitigen Finanzsituation. 
· Um ein anderes Thema ist es – bis auf die „Umwidmung  Wild „ – auch sehr still geworden: die wohl immer noch nicht errechneten Mehrkosten durch den Bau der Hungerburgbahn liegen – zumindest dem Gemeinderat -immer noch nicht vor!

Vor dem Hintergrund der ständig steigenden Ausgaben verwunderte  es uns umso mehr, dass  mögliche Einnahmen für die Stadtgemeinde Innsbruck im Budget keinen Eingang gefunden haben und diese Causa auch nicht mit entsprechendem Nachdruck verfolgt wird.

Ich spreche von den Einnahmen aus der Substanzwerten der Gemeindegutsagrargemeinschaften. Für das Budgetjahr 2009 vielleicht noch etwas zu optimistisch aber dennoch sollten entsprechende Zielsetzungen auch veranschlagt werden.

Immerhin handelt es sich um Erlöse von fast 1 Mio, Euro jährlich für das ordentliche Budget aus der Mülldeponie im Ahrental und diversen Einnahmen durch die Benützung von Skipisten und Wegen.

Das Erkenntnis des VfGH im Fall Mieders ist nunmehr unmittelbar – wenn auch nicht 1 : 1- auch auf die Stadt Innsbruck in Anwendung zu bringen. Man hat sich in dieser Frage ohnehin schon viel zu lange Zeit gelassen – und da spreche ich nicht das Erkenntnis des VfGH aus dem Jahre 1982 an – dies ist politisch im Landhaus zu hinterfragen – sondern die Diskussionsverweigerung hier in diesem Hause zu diesem Thema! Erst nach mehrmaligen dringenden Anfragen „musste“ zuerst noch das Miederer Urteil abgewartet ehe dann der Stadtsenat endlich Dr. Brugger mit einem Rechtsgutachten beauftragt hat. Einige Tausend Euro sind nunmehr an Kosten angefallen – ein überschaubarer Kostenrahmen- wie ich meine - für dieses umfassende Gutachten, welches Basis für die nächsten Rechtsschritte sein muss.

Spät aber doch wurden die Agrargemeinschaften Vill und Igls im Auftrag der Stadt Innsbruck angeschrieben zumindest keine Ausschüttungen und Verkäufe mehr zu tätigen. Ein erster sehr wichtiger Schritt, im Hinblick auf mögliche Rückforderungen und die Einhaltung von Verjährungsfristen, wurde endlich gesetzt. Denn ob und welche Verjährungsfristen zur Anwendung kommen, konnte selbst der ehemalige Agraramtsleiter Dr. Guggenberger anlässlich einer Diskussion vor 2 Wochen nicht konkret beantworten.

Wurde für die Beauftragung von Dr. Brugger Ende April dieses Jahres noch ein erweiterter Stadtsenat einberufen, so wurde das Rechtsgutachten dann im August nur mehr im Stadtsenat besprochen und die weitere Vorgangsweise beschlossen – aber nicht vorberatend sonder abschließend.

Den nicht im Stadtsenat vertretenen Fraktionen wurde nicht einmal das Rechtsgutachten zur Kenntnis gebracht.

Ich darf mich in diesem Zusammenhang  beim Clubobmann der Grünen , Gerhard Fritz, bedanken für den es einen Selbstverständlichkeit ist, dass alle im Gemeinderat dieses Gutachten zur Einsicht bekommen.

Aber nicht nur das Gutachten, sondern die gesamte Causa gehört hier in den Gemeinderat. Und hier sind auch die entsprechenden Beschlüsse zu fassen.

Immerhin handelt es sich um enorme Vermögenswerte über welche langfristig entschieden wird. Über jedes Parkverbotsschild stimmen wir in diesem Hause ab und über weitgreifende über Generationen hinweg bedeutsame Entscheidungen wir dieses Gremium dann nicht mehr befasst? 

Die Historie gerade in dieser Causa hat wohl gezeigt, dass „mangelnde“ Beschlüsse zu Unsicherheiten in der Rechtsauffassung und Unruhe in der Bevölkerung führen.

Die Beschlussfassung des Stadtsenats vom 13. August 2008 gehört daher in dieses Gremium – dem höchsten Souverän.

Wir fordern transparente Beschlüsse, endgültige Rechtsicherheit für die Zukunft im Sinne beider Parteien und kein „Ausmauscheln“ im kleinen Kreise , denn für das stehen wir nicht zur Verfügung.

Rasches Handel -  nicht nur im Sinne der Mitglieder der Expertenkommission im Land Tirol der Professoren Dr. Karl Weber und Dr. Norbert Wimmer, sondern insbesondere in Verantwortung aller Innsbrucker Bürger/innen ist angesagt!

Viele Auswirkungen dieses Budgetvoranschlages treffen bereits ab ersten Jänner die Bürger dieser Stadt:

Da wird von gleich bleibenden Tarifen zur Einbremsung der Kostensteigerung und Ankurbelung des privaten Konsums gesprochen – doch wie sieht gerade die Entwicklung bei den Wohnungskosten wirklich aus:

Neuerlich ist mit stark steigenden Betriebskosten zu rechnen. Wenn diese weiterhin in diesem Ausmaß steigen, brauchen wir uns über günstigere Mieten – mit welchen Ansätzen und Instrumentarien auch immer (Wohnbauoffensive bis hin zur Wohnungsböse) wohl keine Gedanken mehr zu machen. Auch die Förderungspakete des Landes Tirols (endlich neue Richtlinien der Tiroler Wohnbauförderung ab 2008), unterstützt  und ergänzt durch kommunale Förderungen, werden mittelfristig keinen nachhaltigen Nutzen bewirken und verpuffen.

Die Steigerung der Wohnkosten werden sich durch vorgesehenen Gebührenerhöhungen bei den Gehsteiggebühren (werden bis zu +2,9% angehoben) und insbesondere den Abfallgebühren (bis zu +     %) auswirken – Denn nur kosmetisch reduzieren sich die Gebühren um rund 1%, da  der ALSAG Beitrag ab 2009 fast zur Gänze entfällt.

Diese Gebührenerhöhungen in Kombination mit den ständig rasant steigenden Heiz-, Strom-, Gaskosten und Wassergebühren sind maßgeblich für die Anhebung der Mietkosten verantwortlich.

Leistbares Wohnen durch faire, transparente Gebühren, geringe Betriebskosten und nicht durch staatliche Reglementierungen - Transferzahlungen wie Mietzinsbeihilfe oder Heizkostenzuschüsse sollten nachhaltig verfolgt werden.

Weiters finden sich für uns Liberale im Budgetvoranschlag zu wenige Anreize für die Wirtschaft

Die Ausgaben im AOH sind zwar um 5 Mio. gestiegen, doch diese Steigerung betrifft nur die Erhöhung der Finanzrücklage für die Regionalbahn von 10 auf 15 Mio. und kommt daher vorerst nicht der Wirtschaft zu gute.

Nicht zuletzt fordern wir die Einnahmen aus den Kurzparkzonen nicht der Budgetkosmetik sondern direkt der Wirtschaft zu Gute kommen zu lassen;  etwa durch eine langfristige Absicherung der Gratisparkstunde und weiteren Maßnahmen im Bereich des Stadtmarketings.

Weiters finden sich für unseren Geschmack zu wenige Anreize für eine effiziente Umweltpolitik, welche auch einen zusätzlicher Motor für die Wirtschaft darstellt würde. 

Heizungsfilter für Holz und Kohleöfen (Vergl. Deutschland) sowie für Ölanlagen zur Reduzierung der Feinstaubbelastung. Ein Antrag von mir vom Sommer 2004,  welcher auch im Stadtsenat positiv behandelt wurde harrt immer noch der Umsetzung; ich bitte dich wieder lieber Umweltstadtrat Walter Peer nimm dich auch dieser Thematik an. 

Sehr Positiv zu vermerken sind die Infrastrukturinvestitionen von über 6 Mio. Euro im Bereich Kindergärten / Horte und Sport. Gerade (Aus)bildung ist für uns ein Bürgerrecht und bedeutet die Voraussetzung für ein Leben in Freiheit und Verantwortung.

Auch die Projekte in der Sparte Sport  von über 3 Mio. betrachten wir als umfassende Investitionen im Sinne der Jugendförderung und Integration der Jugendlichen als auch im Hinblick auf die Gesundheitsvorsorge.  

Conclusio:

Wir stimmen in weiten Zügen dem Budgetvoranschlag zu, da es sich dabei um einen durchaus soliden und einen nach derzeit wirtschaftlichen Rahmenbedingungen orientierten Ansatz handelt. 

Wir fordern jedoch ein Offenlegen aller städtischen Verbindlichkeiten – auch jener Gesellschaften mit städtischen Mehrheitsanteilen, eine Haushalssperre von 50% im Hinblick auf die weitere Entwicklung der Finanzmärkte (?), ein äußerst behutsames und vorsichtiges  Herangehen an das vorliegende „Regionalbahnkonzeption“, unter einem permanenten Monitoring des volkswirtschaftlichen Nutzen. Denn der Finanzspielraum der Stadt Innsbruck und damit die Leistungen für unsere Bürger müssen auch in den nächsten Jahrzehnten gewährleistet sein.

Das liberale innsbruck bedankt sich für die Zusammenarbeit im abgelaufenen Jahr – bei euch allen und den Mitarbeitern der Stadt Innsbruck

Gemeinderat

Mag. Christian Kogler

liberales innsbruck





Innsbruck, am
�Wir wären über einen besseren Informationsfluss dankbar. 


�Würde ich weglassen


� Nicht vollständig


�Der Vergleich hinkt ein bisschen, ev. mit anderen Wörtern füllen nicht Hardware und software!


�Sicherheit lässt sich mit liberalen Ideen nur im Einklang mit den Grundrechten vereinbaren. Vorsicht! Ständige Überwachungen und ähnliches sind aus liberaler Sicht sehr strittig. Sicherheit im Bezug auf Vorsorge duch zb Fußsteifen ist zb kein problem


�Mietzinsbeihilfe: Berechnugnsmodelle müssen dem tatsächlichen Quadtratmeterpreisen angepasst werden und sollen den kleinen helfen – kein Gießkannenprinzip. Staffelung: Wer drüber ist, verliert alles? Gerechter wäre zu staffeln. Betonen dass diese Beihilfen auch in ZZukunft notwendig sein werden…





